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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

T/4 (IV/l) - 68070 - E - Fi 16/71 


Bonn, den 21. September 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Niederlassungsrecht in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates zur Koordinierung bestimmter 
Rechts- und Verwaltungs Vorschriften für die Filmwirtschaft 

eine Richtlinie über die Verwirklichung des freien Dienst- 
leistungsverkehrs für die selbständigen Tätigkeiten des 
Filmverleihs. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 9. August 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information werden gleichzeitig die von der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen über- 
mittelten Begründungen beigefügt. 


Brandt 


Drudt: Budidruckerei R. Madel, 5307 Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
zur Koordinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften in der Filmwirtschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 57 Absatz 2 und Artikel 66; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit ^), insbesondere auf Abschnitt V Absatz 1; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Aufhe- 
bung der Beschränkungen des freien Dienstver- 
kehrs insbesonder auf Abschnitt VI, Absatz 1 ; 

auf Vorschlag der Kommission; 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments; 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses; 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Um die Aufnahme und Ausübung bestimmter Tä- 
tigkeiten auf dem Gebiet der Filmwirtschaft zu er- 
leichtern, müssen die Vorschriften hinsichtlich der 
Publizität der Rechtshandlungen und der Vereinba- 
rungen über die wirtschaftlichen Nutzungsrechte an 
den Filmen koordiniert werden, um die Sicherheiten 
für Kredite zu verstärken. Der Kredit spielt nämlich 
in der Filmwirtschaft eine größere Rolle als in ande- 
ren Bereichen, da die Verwirklichung eines Films 
meistens von der Höhe der Kredite abhängt, die die 
Filmverleiher einem Produzenten in Erwartung der 
Einspielergebnisse eines erst im Entwurf vorliegen- 
den Films gewähren. Daher gehört der Kreditsektor 
unmittelbar zu den Bedingungen für die Ausübung 
bestimmter filmwirtschaftlicher Tätigkeiten. 

Wie die Richtlinie des Rates vom 15. Oktober 
1968'^) hervorhebt, ist die Möglichkeit, vermittels 
eines öffentlichen Registers sachgemäße Auskünfte 
zu Kreditfragen zu erhalten, eine wesentliche Be- 
dingung für die Ausübung der Tätigkeiten der Film- 
wirtschaft. Zur Erleichterung der Niederlassung und 
der Leistung von Diensten ist daher die Koordinie- 
rung dieser Bedingungen der Aufnahme und der 
Ausübung der in Frage stehenden Tätigkeiten erfor- 
derlich. 

Von den Urheberrechten an einem Werk können 
die wirtschaftlichen Nutzungsrechte auf Dritte über- 
tragen werden. Diese Rechte müssen von den Per- 
sönlichkeitsrechten, die ein direkter Ausdruck der 
Persönlichkeit des Urhebers und daher ihrem Wesen 
nach unübertragbar sind, unterschieden werden. 

Die Öffnung der Register der Mitgliedstaaten für 
Werbe- und Kurzfilme ist im Hinblick auf die mit 
der Einführung des öffentlichen Fiimregisters ver- 
folgten Ziele nur von geringer Bedeutung; daher 
läßt sich der Anwendungsbereich dieser Richtlinie 
auf die abendfüllenden Filme beschränken. 


Um die notwendige Unterrichtung über die Situa- 
tion der wirtschaftlichen Nutzungsrechte an einem 
Film zu ermöglichen und ein wirksames Funktio- 
nieren der Register zu gewährleisten, muß die Mög- 
lichkeit ausgeschlossen werden, daß ein und diesel- 
be Vereinbarung in die Register mehrerer Mitglied- 
staaten eingetragen wird. Zu diesem Zweck ist das- 
jenige Register zu bestimmen, in das der Film ein- 
getragen werden soll. Der Wohnsitz des Produzen- 
ten oder der Firmensitz, wenn es sich um eine Ge- 
sellschaft handelt, erweist sich als das geeignetste 
Anknüpfungsmoment. 

In Anbetracht der zwischen den Rechten der Mit- 
gliedstaaten bestehenden Unterschiede ist es unmög- 
lich, den Eintragungen in verschiedenen Registern 
ohne vorherige Harmonisierung der betreffenden 
Rechtsvorschriften die gleichen Rechtswirkungen zu 
verleihen. Eine solche Harmonisierung würde sich 
im Hinblick auf die verfolgten Ziele nicht als direkt 
unerläßlich erweisen. 

Die für ihre Verwirklichung erforderlichen Fristen 
würden die Einführung des öffentlichen Registers 
für die Filmwirtschaft für lange Zeit verzögert ha- 
ben. Die Eintragungen könnten entweder bewirken, 
daß die Wirksamkeit ihres Inhalts gegenüber Drit- 
ten gewährleistet und/oder daß sie mit einer Vermu- 
tung verknüpft werden, nach der ihr Inhalt bis zum 
Beweis des Gegenteils öffentlichen Glauben genießt. 

Um die Sicherheiten bei Geschäften im Zusam- 
menhang mit abendfüllenden Filmen zu verbessern, 
müssen die Mitgliedstaaten die Eintragungen in die 
Register der übrigen Mitgliedstaaten anerkennen, 
indem sie diesen die Rechtswirkung verleihen, die 
ihnen nach dem Recht des Mitgliedstaates zustehen, 
in dessen Register sie eingetragen sind. 

Wenn es ein wirksames Instrument der Kredit- 
sicherung sein soll, muß aus dem Register jederzeit 
die Situation der wirtschaftlichen Nutzungsrechte an 
einem Film ersichtlich sein. Das Register muß daher 
die Registrierung des Films gewährleisten und die 
Eintragung aller Rechtsgeschäfte und Vereinbarun- 
gen über die wirtschaftlichen Nutzungsrechte in der 
Reihenfolge des zeitlichen Eingangs der Anträge 
sowie jede Änderung dieser Vereinbarungen oder 
jede Beschränkung oder Belastung dieser Rechte er- 
möglichen. 

Es sind die Modalitäten zu bestimmen, nach de- 
nen jeder Interessent in den Genuß der durch das 
Register vorgesehenen Wirkungen kommen kann. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, Seite 36/62 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, Seite 32/62 

•^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 260 
vom 22. Oktober 1968, Seite 22 
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Um eine ausreichende Publizität der Eintragungen 
zu gewährleisten, sind die Modalitäten für die Unter- 
richtung interessierter Dritter genau anzugeben. 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Jeder Mitgliedstaat richtet ein öffentliches Register 
für die Filmwirtschaft ein, nachstehend Register ge- 
nannt, das dazu bestimmt ist, die Publizität der in 
Artikel 4 genannten Vereinbarungen und Rechts- 
geschäfte zu gewährleisten. 

Artikel 2 

Abendfüllende Filme sind in das Register desjenigen 
Mitgliedstaates einzutragen, in dem der Produzent 
ansässig ist oder, wenn es sich um eine Gesellschaft 
handelt, in der diese ihren Firmensitz hat. 

Bei Firmen in Koproduktion oder Mitbeteiligung 
sind die abendfüllenden Filme in das Register des 
Mitgliedstaates einzutragen, in dem der bevollmäch- 
tigte Produzent ansässig ist. 

Unter „bevollmächtigten Produzenten" ist der Pro- 
duzent zu verstehen, der im Koproduktions- oder 
Mitbeteiligungsvertrag als solcher bezeichnet wer- 
den muß. 

Artikel 3 

1. Zwecks Registrierung trägt der Registerführer 
folgende Angaben in das Register ein: 

- den gegebenenfalls vorläufigen Titel des zur 
öffentlichen Vorführung bestimmten Films, 

- den ursprünglichen Inhaber der wirtschaftlichen 
Nutzungsrechte an dem Film. 

2. Der Registerführer gibt den Filmen eine laufende 
Nummer. 

Artikel 4 

1 . Jede Vereinbarung über die wirtschaftlichen 
Nutzungsrechte an einem Film oder an den Einnah- 
men aus einer Aufführung sowie über Regierungs- 
beihilfen, soweit sie übertragbar sind, auch jede diese 
Vereinbarung betreffende Änderung oder jede Be- 
schränkung bzw. Belastung der genannten Rechte 
kann in das Register eingetragen werden. 

2. Die in Absatz 1 genannten Eintragungen dürfen 
nur dann in das Register aufgenommen werden, 
wenn der Film, auf den sie sich beziehen, vorher re- 
gistriert worden ist. 

3. Die Eintragungen erfolgen in der Reihenfolge 
des zeitlichen Eingangs der Anträge. 


Artikel 5 

1. Jeder Mitgliedstaat verleiht den in Artikel 4 
Absatz 1 genannten Eintragungen in sein Register 
bezüglich ihres Inhalts gegenüber Dritten öffent- 
lichen Glauben bzw. eine bis zum Beweis des Ge- 
genteils für die Richtigkeit seines Inhalts sprechende 
Vermutung. 

2. Jeder Mitgliedstaat erkennt die Eintragungen in 
die Register der übrigen Mitgliedstaaten an, indem 
er ihnen die Rechtswirkungen verleiht, die ihnen in 
dem Mitgliedstaat zugestanden werden, in dessen 
Register sie eingetragen werden. 

Artikel 6 

Die Registrierung eines Films ist vom Produzenten 
beim Registerführer zu beantragen. Jede in Artikel 
4 Absatz 1 genannte Eintragung kann von jedem 
Berechtigten in Anwendung des gleichen Artikels 
beim Registerführer beantragt werden. 

Artikel 7 

Der Registerführer erteilt auf Antrag jeder natür- 
lichen oder juristischen Person, die sich als beteiligt 
erklärt, eine Abschrift der in Artikel 4 Absatz 1 be- 
zeichneten Eintragungen. 

Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten bezeichnen oder bestätigen in- 
nerhalb der in Artikel 10 vorgesehenen Frist die 
für die Registerführung zuständigen Behörden und 
unterrichten hiervon unverzüglich die übrigen Mit- 
gliedstaaten und die Kommission. 

Artikel 9 

Um mit dieser Richtlinie zurechtzukommen, setzen 
die Mitgliedstaaten innerhalb eines Jahres nach 
ihrer Bekanntgabe die erforderlichen Maßnahmen 
in Kraft und unterrichten davon unverzüglich die 
Kommission. 

Artikel 10 

Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie sorgen die Mit- 
gliedstaaten dafür, daß die Kommission über alle 
weiteren Entwürfe wesentlicher Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften, die sie auf dem von dieser Richt- 
linie erfaßten Gebiet zu erlassen beabsichtigen, so 
rechtzeitig unterrichtet wird, daß sie sich dazu äu- 
ßern kann. 

Artikel 11 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel am 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorschlag für eine Begründung 


1. Zweck der Richtlinie 

Lim die Aufnahme und Ausübung bestimmter Tätig- 
keiten auf dem Gebiet der Filmwirtschaft zu erleich- 
tern, hat die vorliegende Richtlinie gemäß Artikel 
75 Absatz 2 des Vertrages den Zweck, die Vorschrif- 
ten über die Publizität der Rechtshandlungen und 
der Vereinbarungen, die sich auf die wirtschaftlichen 
Nutzungsrechte der Filme beziehen, zu koordinieren 
und damit die Sicherheiten für Kredite in der Film- 
wirtschaft zu erhöhen. Der Kredit spielt in der Film- 
wirtschaft eine größere Rolle als in anderen Berei- 
chen, da die Verwirklichung eines Films in gewisser 
Weise von der Höhe der Kredite abhängt, die die 
Verleiher dem Produzenten unter überschläglicher 
Schätzung der Einnahmen an noch im Entwurfssta- 
dium befindlichen Filmen gewähren. 

Daher gehört das Gebiet des Kredites unmittelbar 
zu den Bedingungen der Ausübung einiger Tätigkei- 
ten der Filmwirtschaft. 

Eine Koordinierung der Publizitätsvorschriften er- 
weist sich als notwendig für die Verwirklichung des 
Niederlassungsrechtes und des freien Dienstlei- 
stungsverkehrs für einige Tätigkeiten der Filmwirt- 
schaft, insbesondere die Dienstleistungsfreiheit auf 
dem Gebiet des Filmverleihs. Die Tatsache, daß 
Sicherheiten gegenwärtig fehlen oder unzulänglich 
sind, wirkt sich auf diesem Gebiet noch störender 
aus, da die Tätigkeit nur im Rahmen der Erbringung 
von Dienstleistungen ausgeübt wird. 

2. Prüfung der Artikel 

Artikel 1 

Die vorliegende Richtlinie verpflichtet die einzel- 
nen Mitgliedstaaten, ein öffentliches Register der 
Filmwirtschaft einzuführen. 

Die Einführung eines allen sechs Mitgliedstaaten 
gemeinsamen öffentlichen Registers, das die gleichen 
Rechtswirkungen hat, erwies sich als unzweckmäßig. 
Diese Lösung stößt nämlich im Augenblick auf un- 
überwindliche Schwierigkeiten. Verwaltungsmäßig 
würde die Einführung eines europäischen öffentli- 
chen Registers eine Aufgabe darstellen, die in kei- 
nem Verhältnis zu dem durch die Verwirklichung 
des Niederlassungsrechts und des freien Dienstlei- 
stungsverkehrs in diesem Tätigkeitsbereich kurz- 
fristig verfolgten Ziel stünde. Rechtlich stößt diese 
Lösung auf das Vorhandensein von sehr unterschied- 
lichen juristischen Systemen in den Mitgliedstaaten 
hinsichtlich der Rechtswirkung der Eintragung in ein 
solches öffentliches Register: Für einige Mitglied- 
staaten - insbesondere Deutschland - begründet eine 
solche Eintragung lediglich die Vermutung, wonach 
bis zum Beweis des Gegenteils ihr Inhalt als richtig 


gilt; in anderen Mitgliedstaaten - insbesondere in 
Frankreich - besteht die Möglichkeit, sich Dritten 
gegenüber auf diese Eintragung zu berufen. 

Um nicht grundlegende Veränderungen dieser 
Rechtsanschauungen - die zu dem Gesamtgebiet des 
Beweisrechts gehören - hervorzurufen, ist der Vor- 
schlag auf einem System aufgebaut, das die gegen- 
wärtig in den Mitgliedstaaten bestehende Lage be- 
rücksichtigt: Die Eintragung, die gemäß einer der 
beiden vorstehend genannten Möglichkeiten im Re- 
gister eines Mitgliedstaates vorgenommen wurde, 
erzeugt im Gesamtgebiet der Gemeinschaft die 
Rechtswirkung, die sie in dem Mitgliedstaat hat, in 
dem sie erfolgt ist. 

Artikel 2 

Dieser Artikel sieht vor, daß jeder abendfüllende 
Film in das Register des Staates einzutragen ist, in 
dem der Produzent ansässig ist oder, wenn es sich 
um eine Gesellschaft handelt, in dem er seinen Fir- 
mensitz hat. 

Im Falle von in Koproduktion oder Mitbeteiligung 
hergestellten Filmen ist der Film in das Register des- 
jenigen Mitgliedstaates einzutragen, in dem der Pro- 
duzent ansässig ist. 

Durch den Grundsatz der vorherigen und für die 
Eintragung der Vereinbarungen unerläßlichen Ein- 
tragung in ein einziges Register wird die Vielzahl 
der Eintragungen in den einzelnen Mitgliedstaaten 
vermieden, die die Wirkung der vorgenommenen 
Koordinierung weitgehend einschränken würde. 

Die Richtlinie überläßt es den Mitgliedstaaten den 
Fall der Werbefilme, Kurzfilme und der abendfül- 
lenden Filme, deren Produzenten auf dem Hoheits- 
gebiet eines dritten Staates ansässig sind, nach Gut- 
dünken zu regeln. 

Das vorgeschlagene System gewährleistet eine ein- 
deutige rechtliche Situation. Alle ein und denselben 
Film betreffenden Eintragungen unterliegen nämlich 
dem Recht eines einzigen Landes, dem der Eintra- 
gung. Diese Eintragung stellt für Dritte einen festen, 
leicht zu bestimmenden Anhaltspunkt dar, durch den 
Dritten das geltende Recht bekannt wird und der 
die Transparenz der sich auf den Film beziehenden 
Transaktionen sichert. 

Artikel 3 

Dieser Artikel bezeichnet die Angaben, die in dem 
Register zum Zweck der Registrierung des Films zu 
machen sind. 

Diese Angaben sollen die Identifizierung des Films 
und die anschließende Eintragung unter anderem der 
diesbezüglichen Vereinbarungen ermöglichen. 
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Die dem Film zugeteilte laufende Nummer dient als 
fester Bezugspunkt für das Publizitätssystem. Er 
stellt den Bezugsschlüssel für die den Film betref- 
fenden Eintragungen dar. 

Artikel 4 

Von den Urheberrechten betrifft das Register nur 
die auf Dritte übertragbaren Rechte, d. h. die wirt- 
schaftlichen Nutzungsrechte, Das Register betrifft 
nicht die Attribute des Persönlichkeitsrechts, die 
ihrem Wesen nach nicht übertragbar sind. In diesem 
Artikel werden die Angaben näher erläutert, die in 
das Register eingetragen werden können. Es handelt 
sich um alle Rechtshandlungen und alle Vereinba- 
rungen in bezug auf die wirtschaftlichen Nutzungs- 
rechte an einem Film oder auf das Einspielergebnis. 
Die Eintragungen können auch die Regierungsbei- 
hilfen betreffen, soweit diese übertragbar sind. 
Ebenso kann in das Register jede Änderung der Ver- 
einbarung eingetragen werden sowie jede Beschrän- 
kung oder Belastung in bezug auf die wirtschaftli- 
chen Nutzungsrechte. Aus dem Register soll nämlich 
jederzeit die wirtschaftliche Situation eines Films 
ersichtlich sein, die außerhalb jeder Vereinbarung, 
vor allem durch Urteil, Konkurs, Beschlagnahme 
und Testament geändert werden kann. 

Im Falle der Filmmusik sind die mit einer Nutzungs- 
gesellschaft getroffenen Vereinbarungen über die 
öffentlichen Aufführungsrechte von der Eintragung 
in das Register ausgeschlossen. 

Das Register hat den Zweck, interessierten Berufs- 
angehörigen die geeigneten Mittel zur Verbesse- 
rung der Sicherheiten für Transaktionen im Zusam- 
menhang mit dem Film zur Verfügung zu stellen. 
Für die Betreffenden besteht keinerlei Verpflichtung, 
eine Eintragung vorzunehmen. Nur soweit diese in 
den Genuß der mit der Eintragung verbundenen 
Vorteile kommen wollen, wird ihnen die Möglich- 
keit dazu gegeben. 

Artikel 5 

Dieser Artikel bestimmt die den Eintragungen in die 
einzelnen nationalen Register zuerkannten Rechts- 
wirkungen auf der einen Seite und die Bedeutung 
der Eintragung für die Beziehungen zwischen den 
Mitgliedstaaten auf der anderen. 

Es wäre wünschenswert gewesen, den Eintragungen 
in die verschiedenen Register in allen Mitgliedstaa- 


ten die gleiche Rechtswirkung zu geben, aber von 
dieser Lösung hat man wegen der erheblichen Unter- 
schiede in den betreffenden Rechtssystemen Abstand 
nehmen müssen. Die Richtlinie sieht für die Mit- 
gliedstaaten die Möglichkeit vor, entweder den Ein- 
tragungen in ihr Register die Wirksamkeit des In- 
halts der Vereinbarungen und sonstiger eingetrage- 
ner Rechtsakte gegenüber Dritten zu geben oder 
aber mit diesen Eintragungen eine Vermutung zu 
verknüpfen, wonach der Inhalt der Vereinbarungen 
und eingetragenen Rechtsakte bis zum Beweis des 
Gegenteils rechtsgültig ist. 

Es ist darauf hinzuweisen daß die Eintragung in ein 
Register in keinem Fall Rechtsansprüche begründet. 
Weist der Rechtsakt einen Fehler auf, so wird dieser 
durch die Eintragung aufgehoben. Mit anderen Wor- 
ten, die Rechtsansprüche sind durch die Eintragung 
nur insoweit geschützt, als sie rechtsgültig erworben 
worden sind. 

Hinsichtlich der Rechtswirkung in anderen Mitglied- 
staaten einer Eintragung in das Register eines von 
ihnen ist gemäß den im internationalen Privatrecht 
allgemein anerkannten Grundsätzen vorgesehen, daß 
die Mitgliedstaaten die Eintragung im Register eines 
von ihnen anerkennen, indem sie ihr die Rechtswir- 
kung verleihen, die ihr durch die Gesetzgebung die- 
ses Staates eingeräumt wird. Diese Lösung bietet 
die Möglichkeit, die Sicherheit für Transaktionen im 
Zusammenhang mit Filmen zu erhöhen, da die Ein- 
tragung in der gesamten Gemeinschaft die gleichen 
Rechtswirkungen genießt. 

Artikel 6 

In diesem Artikel werden die für das gute Funktio- 
nieren des Registers erforderlichen praktischen Mo- 
dalitäten erläutert. Nur der Produzent ist in der La- 
ge, die Angaben ins Register eintragen zu lassen, die 
eine Identifizierung des Films ermöglichen. Die wei- 
teren Eintragungen dagegen können von jedem Be- 
rechtigten verlangt werden. 

Artikel 7 

In diesem Artikel werden zur Gewährleistung einer 
ausreichenden Publizität der Eintragung die Moda- 
litäten der Unterrichtung interessierter Dritter er- 
läutert. 


5 



Drudesache VI/2569 


Deutscher Bundestag -> 6. Wahlperiode 


Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
über die Verwirklichung des freien Dienstleistungsverkehrs 
für die selbständigen Tätigkeiten des Filmverleihs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 63 Absatz 2 und Artikel 66, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienstlei- 
stungsverkehrs insbesondere auf Abschnitt V, 

gestützt auf die Richtlinie des Rates vom 15. Okto- 
ber 1968 über die Verwirklichung der Niederlas- 
sungsfreiheit für die selbständigen Tätigkeiten des 
Filmverleihs -), 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses; 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Richtlinie vom 15. Oktober 1968 hat zwar die 
Beschränkungen der Einfuhr von Filmen aufgehoben, 
jedoch’ nicht die Beschränkungen des Dienstleistun- 
gen erbringenden Filmverleihers. 

Die in den Mitgliedstaaten bestehenden Schwie- 
rigkeiten wirtschaftlicher Art, die es erforderlich 
machten, die Befreiung des Dienstleistungsverkehrs 
zurückzustellen, wurden durch die Richtlinie des 
Rates vom beseitigt, die in allen Mitglied- 

staaten ein öffentliches Filmregister einführt. Aus 
diesem Grunde steht der Verwirklichung des freien 
Dienstleistungsverkehrs kein Hindernis mehr ent- 
gegen. 

Auch wurden bzw. werden besondere auf alle 
selbständigen Tätigkeiten anwendbare Richtlinien 
über die Reisen und die Aufenthalte der Begünstig- 
ten und, soweit erforderlich, über die Koordinierung 
der Schutzvorschriften erlassen, 

die in den Mitgliedstaaten für die Gesellschaften 
zum Schutz der Gesellschafter sowie Dritter be- 
stehen - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten heben zugunsten der in Ab- 
schnitt I des Allgemeinen Programms zur Aufhe- 
bung der Beschränkungen des freien Dienstleistungs- 
verkehrs aufgeführten natürlichen Personen und 
Gesellschaften - im folgenden Begünstigte genannt - 
die in Abschnitt III dieses Programms genannten 


Beschränkungen bei den in Artikel 2 beschriebenen 
Dienstleistungen auf. 

Artikel 2 

Die Vorschriften dieser Richtlinie gelten für Dienst- 
leistungen, die in einer der in Anlage IV des Allge- 
meinen Programms zur Aufhebung der Beschrän- 
kungen der Niederlassungsfreiheit genannten selb- 
ständigen Tätigkeiten des Filmverleihs (aus Haupt- 
gruppe 84, aus Gruppe 841) im Sinne der Definition 
des Artikels 2 der Richtlinie des Rates vom 15. Ok- 
tober 1968 über die Verwirklichung der Niederlas- 
sungsfreiheit für die selbständigen Tätigkeiten des 
Filmverleihs bestehen. 

Artikel 3 

1. Die Mitgliedstaaten beseitigen vor allem die 
Beschränkungen, welche 

a) die Begünstigten daran hindern, unter den glei- 
chen Bedingungen und mit den gleichen Rechten 
wie die Inländer Dienstleistungen zu erbringen; 

b) aus einer Verwaltungs- oder Berufspraxis ent- 
stehen, die darauf hinausläuft, daß die Begünstig- 
ten eine gegenüber Inländern unterschiedliche 
Behandlung erfahren. 

2. Zu den zu beseitigenden Beschränkungen gehö- 
ren insbesondere diejenigen, die in Vorschriften ent- 
halten sind, welche eine Dienstleistung durch die Be- 
günstigten in folgender Weise verbieten oder be- 
schränken: 

a) in Belgien: 

durch das Erfordernis einer „carte professionelle" 
(Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Februar 1965); 

b) in Frankreich: 

durch das Erfordernis einer „carte d'identite 
d’etranger commercant" (Decret-loi vom 12. No- 
vember 1938, Decret vom 2. Februar 1938, Loi 
vom 8. Oktober 1940, Loi vom 14 April 1954, 
Decret Nr. 59-852 vom 9. Juli 1959); 

c) in Luxemburg: 

durch die begrenzte Geltungsdauer der Auslän- 
dern erteilten Genehmigungen (Gesetz vom 2. 
Juni 1962, Artikel 21). 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, Seite 32/62 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 260 
vom 22. Oktober 1968, Seite 22 
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Artikel 4 

1. Wird in einem Aufnahmeland von den eigenen 
Staatsangehörigen für die Aufnahme einer der in 
Artikel 2 genannten Tätigkeiten ein Zuverlässig- 
keitsnachweis und der Nachweis, daß sie vorher 
nicht in Konkurs gegangen sind, oder nur einer die- 
ser beiden Nachweise verlangt, so erkennt dieses 
Land bei Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten 
als ausreichenden Nachweis die Vorlage eines Straf- 
registerauszugs oder in Ermangelung dessen die 
Vorlage einer von der zuständigen Justiz- oder Ver- 
waltungsbehörde des Heimat- oder Herkunftslandes 
ausgestellten gleichwertigen Urkunde an, aus der 
sich ergibt, daß diese Bedingungen erfüllt sind. 

Wird im Heimat- oder Herkunftsland eine Beschei- 
nigung darüber, daß kein Konkurs erfolgt ist, nicht 
ausgestellt, so kann sie durch eine eidesstattliche 
Erklärung ersetzt werden, die der Betreffende vor 
der zuständigen Justiz- oder Verwaltungsbehörde, 
einem Notar oder der hierzu befugten, für seinen 
Beruf zuständigen Stelle des Heimat- oder Her- 
kunftslandes abgegeben hat. 

2. Die gemäß Absatz 1 ausgestellten Bescheini- 
gungen dürfen bei ihrer Vorlage nicht älter als drei 
Monate sein. 

3. Die Mitgliedstaaten bezeichnen innerhalb der in 
Artikel 6 vorgesehenen Frist die für die Ausstellung 
der vorgenannten Bescheinigungen zuständigen Be- 
hörden und Stellen und unterrichten darüber um- 
gehend die anderen Mitgliedstaaten und die Kom- 
mission. 


4. Ist im Aufnahmeland ein Nachweis über die 
finanzielle Leistungsfähigkeit zu erbringen, so er- 
kennt dieses Land entsprechende Bescheinigungen 
von Banken des Heimat- oder Herkunftslandes als 
gleichwertig mit den in seinem eigenen Hoheitsge- 
biet ausgestellten Bescheinigungen an. 

Artikel 5 

1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß die Be- 
günstigten den Berufsorganisationen unter densel- 
ben Bedingungen und mit den gleichen Rechten und 
Pflichten beitreten dürfen wie Inländer. 

2. Für die Begünstigten umfaßt das Beitrittsrecht 
nicht notwendigerweise auch das Recht, in diesen 
Organisationen durch Wahl oder Ernennung in lei- 
tende Positionen zu gelangen. 

3. Im Großherzogtum Luxemburg verleiht die Zu- 
gehörigkeit zur Handelskammer den Begünstigten 
nicht das Recht auf Teilnahme an der Wahl der Ver- 
waltungsorgane. 

Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß- 
nahmen, um dieser Richtlinie innerhalb von sechs 
Monaten nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, 
und setzen die Kommission hiervon unverzüglich in 
Kenntnis. 

Artikel 7 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 



Drucksache VI/2569 
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I. Allgemeines Ziel des Richtlinienvorschlags 

Gemäß Artikel 63 Absatz 2 und Artikel 66 des Ver- 
trags zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft bezweckt der vorliegende Richtlinien- 
vorschlag die Durchführung des Allgemeinen Pro- 
gramms zur Aufhebung der Beschränkungen des 
freien Dienstleistungsverkehrs hinsichtlich der Tä- 
tigkeiten des Filmverleihs. 

Die dritte vom Rat erlassene Richtlinie des Gebietes 
der Filmwirtschaft (Richtlinie 68/369/EWG vom 15. 
Oktober 1968) stellte das Niederlassungsrecht her, 
betraf dagegen nicht den freien Dienstleistungsver- 
kehr. Da nämlich gewisse Hindernisse wirtschaft- 
licher Art diese Dienstleistungsfreiheit erschwerten, 
wurde seinerzeit beschlossen, diese bis zur Koordi- 
nierung der Kreditgarantien durch die Einführung 
von Filmregistern in den Mitgliedstaaten zu ver- 
schieben. 

Da die erforderliche Koordinierung durch die Richt- 
linie des Rates vom betreffend die Koor- 

dinierung einzelner Rechts- .und Verwaltungsvor- 
schriften zur Filmwirtschaft erfolgt ist, bezweckt der 
vorliegende Richtlinienvorschlag die Herstellung der 
Dienstleistungsfreiheit für die selbstständigen Tä- 
tigkeiten des Filmverleihs. 


11. Prüfung der wichtigsten Artikel 
Artikel 2 

Der Richtlinienvorschlag betrifft die selbständigen 
Tätigkeiten des Filmverleihs im Sinne von Artikel 2 
der Richtlinie des Rates vom 15. Oktober 1968, der 
die Niederlassungsfreiheit für dieselben Tätigkeiten 
herstellt. 

Artikel 3 

Dieser Artikel zählt in Form von Beispielen die Be- 
schränkungen auf, deren Aufhebung die Richtlinie 
vorschreibt. 

Artikel 4 bis 7 

Diese Artikel, insbesondere soweit sie die persön- 
liche Zuverlässigkeit (Artikel 4) und den Beitritt zu 
einer Berufsvereinigung (Artikel 5) betreffen, über- 
nehmen bestehende Vorschriften zur Lösung analoger 
Probleme in anderen Bereichen, die in diesem Zu- 
sammenhang vom Rat bereits genehmigt sind. 
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